
 

                                                                                                          
 
 
 
 

Medienkonferenz der Komitees für die Rentenreform 

Freitag, 18. August 2017, 10.00 Uhr, Medienzentrum Bundeshaus 

 

 

Votum von Nationalrat Martin Landolt, Präsident BDP Schweiz 

(Es gilt das gesprochene Wort.) 

 

Diese Vorlage beinhaltet verschiedene Modernisierungen, die einem zeitgemässen 

Arbeitsumfeld und den Bedürfnissen unserer Gesellschaft Rechnung tragen. Namentlich die 

Flexibilisierung wird dahingehend ausgeweitet, dass zwischen 62 und 70 Jahren in Rente 

gegangen werden - und dies auch schrittweise stattfinden kann. Zudem werden moderne 

Arbeitsmodelle wie Teilzeitarbeit in der beruflichen Vorsorge besser abgesichert. Umgekehrt 

formuliert: Eine Ablehnung dieser Reform würde den Verzicht auf solche Modernisierungen 

bedeuten - und zwar auf unbestimmte Zeit. 

Ebenso würde eine Ablehnung der Reform die Generationensolidarität gefährden. - Tatsache 

ist nämlich, dass zurzeit beinahe vier Erwerbstätige einen Rentner „finanzieren“ - und zwar 

mit 1,3 Milliarden jährlich. Mit der Senkung des Umwandungssatzes wird diese ungerechte 

Umverteilung reduziert - zugunsten der jungen Generation. 

Es ist dabei eine Frage des Verantwortungsbewusstseins, dass eine Übergangsgeneration 

künftiger Rentnerinnen und Rentner Planungssicherheit erhält. Wenn wir die Spielregeln für 

künftige Rentnerinnen und Rentner ändern wollen, müssen wir das mit Fingerspitzengefühl 

und Augenmass tun. Und genau darum geht es eben bei diesen umstrittenen 70 Franken 

mehr AHV-Rente.  

Nun, wer nicht in dieser Übergangsgeneration ist, gehört folglich zur jungen Generation - und 

diese gehört erst recht zu den Gewinnern dieser Reform..! - Nicht nur, weil diese Reform den 

Kollaps der Altersvorsorge verhindert und den Weg für weitere Reformschritte ebnet, 

sondern vor allem auch deshalb, weil diejenigen am meisten von dieser Reform profitieren, 

bei denen die Massnahmen am längsten wirken. Deshalb wird die junge Generation 

dannzumal höhere Renten erhalten als dies beim heutigen System der Fall wäre. Und diese 

Mehrbeträge bei den künftigen Renten übersteigen die Kosten während der Erwerbstätigkeit 

deutlich. 



So viel also zum Märchen, diese Reform finde auf dem „Buckel der Jungen“ statt. Wer so 

etwas behauptet und gleichzeitig von unrealistischen Wunschreformen fantasiert, der spielt 

die Generationen gegeneinander aus und gefährdet die Generationensolidarität, statt ihr 

Sorge zu tragen. Wer diesen Reformschritt verhindert und damit einen erdrückenden 

Reformstau riskiert, der politisiert nicht für, sondern gegen die junge Generation. Wer 

ernsthaft und ehrlich Verantwortung für künftige Generationen trägt, der kann diese Vorlage 

nur mit einem „JA“ beantworten.  

Abgesehen davon hätten unsere Vorsorgewerke gar nie geschaffen werden können, wenn 

jeder immer nur für sich geschaut hätte. Sie sind ein historisches Meisterstück von 

Solidarität. Wer dieser Solidarität nicht Sorge trägt, soll bitte nicht mit künftigen Generationen 

argumentieren. Denn wer sich hier nicht bewegen will, der riskiert den Verlust, von dem, was 

er eigentlich bewahren möchte. - Und das ist nicht im Sinne künftiger Generationen. 

Ich fasse zusammen: 

 Diese Reform verhindert ein Milliardendefizit dank einer fairen und sozialen 

Finanzierung. 

 

 Diese Reform senkt den Umwandlungssatz und reduziert die ungerechte 

Umverteilung innerhalb der Generationen. 

 

 Diese Reform passt die Altersvorsorge den Bedürfnisse der modernen Arbeitswelt an.  

 

 Diese Reform ist dringend nötig. Sie stabilisiert die Sozialwerke und sichert die 

Renten für bestehende wie auch für künftige Rentnerinnen und Rentner. Sie sichert 

das Rentenniveau insbesondere für Einkommensschwache, Teilzeitarbeitende und 

Frauen. Und sie erhöht die künftigen Renten der jungen Generation. 

 

Diese Reform löst nicht sämtliche Herausforderungen der Zukunft. Aber sie ist eine Reform. 

Sie ist ein Kompromiss, für den im Parlament hart gerungen worden ist. Ich bin davon 

überzeugt, dass die Menschen in diesem Land genau solche Kompromisse von der Politik 

erwarten. - Mehr geht im Moment nicht; weniger dürfen wir nicht. 

 


